
Rhein land-Pfalz 

Bildung ist das Fundament 
INHALT 

Mit der Verabschiedung 
des Regierungsprogramms 
für die Jahre 2006 bis 2011 
auf einem kleinen Partei- 
tag in Bingen hat die rhein- 

land-pfälzische CDU die 
heiße Phase des Wahl- 

kampfes eingeleitet. 
Kernstücke im Bildungs- 

bereich sind die Einführung 
der „Fördernden Grund- 
schule", die Einstellung von 

900 neuen Lehrern und die 
Streichung der Kindergar- 
tenbeiträge. Ab 2007 wer- 
den alle Kinder beitragsfrei 
den Kindergarten besuchen 

können. Die Kosten über- 
nimmt das Land. 

„Was bei der Förderung 
von Kindern in ihren frühen 
Lebensjahren versäumtwird, 

kann nie wieder nachgeholt 
werden", erläuterte der 
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Rheinland-Pfalz 

HEUTE AKTUELL 

Berlin: Pflüger fordert 
Wowereit heraus (S. 3) 
Oettinger trifft Papst Be- 
nedikt XIV. (S. 4) Famili- 
enfreundlichkeit - Mar- 
kenzeichen der deutschen 
Wirtschaft (S. 6) Ak- 
tionswoche: „Der Anfang 
stimmt!" (S. 7) MIT:„An- 
tidiskriminierungsgesetz 
aus rot-grüner Feder ver- 
hindern" (S. 10) P. Biesen 
Saisonarbeitskräfte weiter 
Thema (S. 11) M. Fuchs: 
Wirtschaft bestätigt Re- 
gierungskurs (S. 11) C. 
Ruck: „Allianz für Entwick- 
lung" schaffen (S. 11-12) 
U. Heinen: Lebensmit- 
telimporte besser kontrol- 
lieren (S. 12-13) E. Stein- 
bach: Positive Bilanz des 
Menschenrechtsgerichts- 
hofes (S. 13) L. Meyer: 
Optimismus und neues 
Vertrauen - FürWachstum 
und neue Arbeitsplätze (S. 
14) J. Singhammer: Ge- 
burtenrückgang fatal (S. 
14-15) J.-K. Fromme: 
Union bleibt zuverlässiger 
Partner (S. 15-16) I. 
Fischbach: Der Mensch ist 
mehr als eine Ware (S. 16) 

CDU-Landesvorsitzende 
Christoph Bohr die Ent- 
scheidungen. „Wir müssen 
deshalb möglichst früh an- 
setzen und wieder mehr 
vom Kind her denken." 

Der Hirnforscher Prof. 
Gerald Hüther, Gastredner 
auf dem Parteitag, unter- 
stützte die Linie der Union, 
Eltern finanziell zu entlasten 
und Kinder früh zu fördern. 

Denn bis zum Alter von sechs 
Jahren entwickle sich das Ge- 
hirn zu seiner vollen Blüte - 
um sich dann wieder zurück- 

zubilden. „Alles nicht-be- 
nutzte schrumpelt weg, des- 
wegen müssen im frühen Al- 
ter viele Synapsenstränge 
miteinander verknüpft wer- 

den", erklärte Hüther. Wie 
beim Hausbau sei die Kinder- 
gartenzeit das Fundament, 
der Dachstuhl sei die Uni. 
Aber es habe keinen Sinn, 
„Geld in den Dachstuhl zu 
stecken, wenn das Funda- 
ment fehlt". Daher gelte: 
„Wer früh investiert, spart 
später." 

Um auf dieses Funda- 
ment starke Wände stellen 
zu können, beschloss die 
Union, 900 neue Lehrer ein- 
zustellen. „Wir geben den El- 
tern die Garantie, dass ihre 
Kinder den vorgesehenen 
Unterricht auch tatsächlich 
bekommen", so Bohr. Die 
CDU nehme nicht hin, dass 
Woche  für  Woche  20.000 

STEN PROGRAMMPUNKTE: 

Kindergarten ab Januar 2007 beitragsfrei 

Betreuungsangebot für Zweijährige ausbauen 

„Fördernde Grundschule": flexible Eingangsstufe ab 
fünf Jahren mit altersgemischten Gruppen, Kinder 
durchlaufen erstes und zweites Schuljahr in ein bis 
drei Jahren je nach individuellen Voraussetzungen, 
anschließend ab drittem Schuljahr Klassenverband 

Unterrichtsgarantie durch Einstellung von 900 zusätz- 
liche Lehrkräften 

Abitur nach zwölf Schuljahren 

größere Polizeidichte und -präsenz durch Einstellung 
von 800 zusätzlichen Polizisten 

Förderung des Mittelstands 

Bürokratie-Abbau und verbesserte Infrastruktur 

Verwaltungsreform: Festhalten an der Verbandsge- 
meinde, Zuständigkeiten nach unten verlagern, Land- 
tag von 101 auf 75 Abgeordnete verkleinern 
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Rheinland-Pfalz 

Unterrichtsstunden ausfal- 
len. Auf überwältigende Zu- 
stimmung der Delegierten 
stieß das Konzept der „För- 
dernden Grundschule", mit 
dem die CDU Rheinland- 
Pfalz das einzelne Kind und 
seine individuellen Entwick- 
lungsmöglichkeiten konse- 
quent in den Vordergrund 
stellt. „Wir wollen, dass Kin- 
der entsprechend ihrer Be- 
gabungen gefördert werden, 

damit jedes einzelne Kind 
seine besonderen Fähigkei- 
ten entwickeln kann", be- 
kräftigte Bohr. Die „För- 
dernde Grundschule" soll in- 
nerhalb von vier Jahren ab 
dem Schuljahr 2007/2008 
flächendeckend   eingeführt 

werden. Sie beinhaltet eine 
flexible Eingangsstufe mit 
altersgemischten Gruppen, 
in denen die Schüler das er- 
ste und zweite Schuljahr in 
einem Zeitraum von ein bis 
drei Jahren durchlaufen. Der 
Schulbeginn wird um ein Jahr 

vorgezogen. Die spieleri- 
schen Lernformen aus dem 
Kindergarten werden in 
diese Eingangsstufe der 
Schule übertragen. Außer- 

dem soll die Schulzeit bis 
zum Abitur nur noch zwölf 

Jahre dauern. 
Die Delegierten be- 

schlossen auch, 800 neue Po- 
lizisten einzustellen. „Die 
Personalaufstockung ist an- 
gesichts   der   wachsenden 

Kriminalität in unserem 
Land dringend notwendig", 
sagte Bohr. Kein anderes 
Bundesland weise bei der 
Polizei gemessen an der Ein- 
wohnerzahl eine schlechtere 
Personalausstattung auf. 

Um Rheinland-Pfalz bei 
der Wirtschaft wieder nach 
vorne zu bringen, wird die 
CDU den Mittelstand gezielt 
fördern, in die Verkehrswege 
investieren und die Verwal- 
tung reformieren. „Wir müs- 
sen Doppelzuständigkeiten 
abschaffen und auf den kla- 
ren Verwaltungsaufbau aus 
Ministerien, Mittelbehörden 

und kommunalen Gebiets- 
körperschaften setzen.", so 

Bohr. 

IN: PFLÜGER FORDERT WOWEREIT HERAUS 

Der Parlamentarische 
Staatssekretär im Bundes- 
verteidigungsministerium, 
Friedbert Pflüger, wird die 

Berliner CDU als Spitzen- 
kandidat in den Abgeord- 
net enhauswahlkampf 

führen. 
Dafür sprachen sich ein- 

stimmig die CDU-Kreisvor- 
sitzenden und der Landes- 
vorstand der CDU Berlin 
aus. Die endgültige Nomi- 
nierung soll auf einem Lan- 
desparteitagam 31. Märzer- 

folgen. 
Friedbert Pflüger kün- 

digte an, dass er alles daran 
setzen werde, bei der Wahl 

Friedbert 

am 17. September 
den Regierenden 
B ü rgermeister 
Klaus Wowereit ab- 

zulösen. Als erstes 
Mitglied seiner 
Wahlkampfmann- 

schaft präsentierte 
Pflüger Generalsekretär 

Frank Henkel als Wahl- 
kampfleiter. 

Die Vorsitzende der 
CDU Deutschlands, Angela 

Merkel, begrüßte das ein- 
stimmige Votum für Fried- 
bert Pflügerais Spitzenkan- 

didat für die Landtagswahl 
ausdrücklich. Das „sehr ein- 
deutige Votum" sei die Vor- 

aussetzung dafür, 
„dass die Berliner 
CDU mit Kampf- 
kraft, mit Optimis- 
mus, mit Ent- 
schlossenheit auch 
daran arbeiten 
kann, den rot-ro- 

ten Senat hier in Berlin ab- 
zulösen", sagte die Vorsit- 
zende. Ein Regierungs- 
wechsel sei das gemein- 
same Ziel der Landes- und 
der Bundespartei. „Gerade 
der Frage, wie eine Regie- 
runginder Hauptstadt aus- 
sieht, messen wir natürlich 
allergrößte Bedeutung bei", 
betonte Merkel. 
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Aus den Ländern 

Baden-Württemberg 

Oettinger trifft Papst Benedikt XVI. 
Der Vorsitzende der baden- 
württembergischen CDU, 
Günther H. Oettinger, ist im 
Rahmen seines Rombesuchs 
auch mit Papst Benedikt 
XVI. zusammengetroffen. 

Bei der Audienz in der 
päpstlichen Privatbibliothek 
ging es vor allem um Fragen 
derZusammenarbeitvon Kir- 
che und Staat. „Es war ein be- 
wegendes Gespräch", sagte 
Oettinger nach der Audienz. 
Konkret sei es um Themen 
wie Kindererziehung, Religi- 
onsunterricht und Priester- 
ausbildung in Baden-Würt- 
temberg gegangen. Man sei 
sich einig gewesen, dass „das 
christliche Menschenbild an 
unseren Schulen" vermittelt 
werden müsse. 

Ein weiteres 
Thema sei die 
Annäherung der 
katholischen Kir- 
che und der Pro- 
testanten (Öku- 
mene) gewesen. 
„Ich nehme den 
Eindruck mit nach 
Hause, dass die 
Ökumene beim 
Heiligen Vater in guten Hän- 
den ist." Es gelte, Distanz zwi- 
schen den Kirchen zu über- 
winden und zu einer Partner- 
schaft zu gelangen. Dabei 
dürften aber die Unter- 
schiede nicht verwischt wer- 
den. 

Bei seinem Besuch im Va- 
tikan hatte Oettinger auch 
mit dem deutschen Kurien- 

Günther H. Oettinger mit Papst Benedikt XVI. 

kardinal Walter Kasper ge- 
sprochen. Der ehemalige Bi- 
schof von Stuttgart-Rotten- 
burg ist als Präsident des 
Päpstlichen Ratesfürdie För- 
derung der Einheit der Chris- 
ten oberster „Vatikanexper- 
te" zum Thema Ökumene. 
Am Morgen hatte die Delega- 
tion bereits die Sixtinische 
Kapelle besucht. 

msmmsstm 
Der baden-württembergische Ministerprä- 
sident Günther H. Oettinger (vorne links) 
und der bulgarische Regierungschef Sergej 
Stanischew (vorne rechts) haben eine ge- 
meinsame Erklärung zur Einsetzung einer 
gemeinsamen Kommission unterzeichnet. 
Stehend (v.l.): Europaminister Willi Stache- 
le, der bulgarische Konsul Valev und die 
bulgarische Botschafterin Meglena Ivano- 
va Plugtschieva-Alexandrova. 

Die Kommission solle Bulgarien auf sei- 
nem Weg zur EU-Vollmitgliedschaft im Ja- 
nuar 2007 unterstützen und eine „Partner- 

schaft der Wissenschaft, Wirtschaft und 

ERZEICHNET 

Verwaltung" begründen, erklärte Oettinger 
bei der Unterzeichnung. Zunächst ist ge- 

plant, bulgarische Studenten für einen Aus- 
tausch an baden-württembergische Univer- 
sitäten einzuladen. 
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Aus den Ländern 

Sachsen-Anhalt 

Wahlprogramm vorgestellt 
Mit dem Slogan „ Auf dem 
richtigen Weg - Sachsen- 
Anhalt hat noch viel vor" 
zieht der sachsen-anhalti- 
nische Landesverband in 
den Wahlkampf für die 
Landtagswahl am 26. März. 

Ziel sei, erneut die mit Ab- 

stand stärkste Kraft im Land- 
tag zu werden, kündigte der 

Landesvorsitzende Thomas 
Webel bei der Vorstellung 
des Wahlprogramms an. We- 
bel unterstrich die Absicht 
seinerPartei,erneuteine Ko- 

alition mit der FDP einzuge- 
hen. „ Rotrote Experimente" 
sollten in jedem Fall verhin- 
dert werden. 

In ihrem 85-seitigen 
Wahlprogramm   haben   die 

Thomas Webel 

Christdemokraten Wachs- 
tum und Arbeit vornan ge- 
stellt. Als wichtigste Vorha- 
ben nannte der Leiter der 
CDU-Programm kom mis- 

sion, Jürgen Scharf, den Aus- 
bau industrienaher For- 
schung, Programme für den 

WAHLTERMINE 2006 

26. März Landtagswahl Baden-Württemberg 

26. März Landtagswahl Rheinland-Pfalz 

26. März Landtagswahl Sachsen-Anhalt 

26. März Kommunalwahl Hessen 

Herbst Kommunalwahl Niedersachsen 
Herbst Landtagswahl Mecklenburg-Vorpommern 

Herbst Landtagswahl/Kommunalwahl Berlin 

Arbeitsmarkt und eine Wirt- 
schaftsförderung in der Brei- 
te. Zugleich will die CDU 
ihren Sparkurs fortsetzen. 
Die Neuverschuldung soll 
bis 2008 auf 500 Millionen 
Euro gesenkt und bis 2011 
auf null zurückgefahren wer- 

den. Wichtigstes investives 
Vorhaben ist ein Sanierungs- 
programm für Sekundär- 

schulen. 
Der Landesverband wird 

Wahlprogramm erstmals 

auch als Audio-CD verteilen. 
Eine halbe Stunde lang wer- 
den die wichtigsten Punkte 
vorgelesen. 

Sachsen-Anhalt holt auf! 

Wir 
bleiben 

am8all. 

UNION IN DEUTSCHLAND - Informationsdienst der Christlich Demokratischen Union 

Deutschlands Für den Inhalt verantwortlich: Harald Walter, Klingelhöferstraße 8.10785 Berlin, 

Telefon 030-220 70-3 72, E-Mail: uid@cdu.de, Verlag: Union Betriebs GmbH, Egermannstraße2, 
53359 Rheinbach, Telefon 02226-802-0, Telefax 02226-802-111-333. Vertrieb: Telefon 

07226-802-213 E-Mail: oliver.murmann@ubg-medienzentrum.de. Verlagsleitung: BerndPro- 

fittlich. Bankverbindung:Sparkasse Bonn. Konto Nr. 7510183 (BLZ380 50000), Postbank Köln 

Nr 1937 95-504 (BLZ 370 100 50). Abonnementspreis jährlich 32.00 € Einzelpreis 1,00 €. Ab- 

bestellung schriftlich oder per E-Mail nur unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten zum Quar- 

talsende. Herstellung: Vereinigte Verlagsanstalten GmbH, Düsseldorf. 
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Familienpolitik 

Familienfreundlichkeit - Markenzeichen 
der deutschen Wirtschaft 

Bundesfamilienministerin 
Ursula von der Leyen will 
mehr    Unternehmen    für 
eine    familienfreundliche 
Arbeitswelt gewinnen. 

„Familienfreundlichkeit 

soll zu einem Management- 
thema und zu einem Mar- 
kenzeichen der deutschen 
Wirtschaft werden", sagte 
die Bundesministerin bei der 
Vorstellung des neuen Pro- 
gramms „Erfolgsfaktor Fa- 
milie. Unternehmen gewin- 
nen". Investitionen in Fami- 
lienfreundlichkeit nützen 
nicht nur den Beschäftigten, 
sondern auch den Unterneh- 
men. „Wer Geld einsetzt, um 
jungen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern den Wunsch 
nach einem erfüllten Berufs- 
leben mit Kindern zu ermög- 
lichen, der erhält dafür eine 
Gegenleistung, die in der Re- 
gel höher ist als die Investi- 
tion", betonte von der Leyen. 

Vorteile für familien- 
freundliche 

Unternehmen 

Die Vorteile für familien- 
freundliche Unternehmen 
liegen auf der Hand: besser 
motivierte und zufriedenere 
Mitarbeiterinnen und Mitar- 

n« 

ki 
Ursula von der Leyen 

beiter, geringere Fehlzeiten 
und Fluktuation sowie eine 
höhere Attraktivität als Ar- 
beitgeber. 

„Zahlreiche Betriebe in 
Deutschland haben heute 
schon erkannt, dass sich eine 

familienfreundliche Perso- 
nalpolitik auch rechnet. Die- 
se gute Botschaft wollen wir 
jetzt in die Fläche tragen", er- 
läuterte die Bundesministe- 
rin für Familie, Senioren, 
Frauen undjugend. Das Pro- 
gramm „Erfolgsfaktor Fami- 
lie. Unternehmen gewin- 

nen" spreche gezielt die 
Chefs und Personalverant- 
wortlichen in den Unterneh- 
men an. Sie können im Rah- 
men des Programms auf ei- 

nen ganzen Fächer praxisna- 
her betriebswirtschaftlich 
durchgerechneter Konzepte 
und Bausteinezugreifen und 

somit ihre Betriebe fami- 
lienfreundlicher gestalten. 
„Wenn wir wollen, dass eine 
bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf in noch 
mehr Unternehmen zur 
Chefsache wird, müssen wir 
vor allem mit handfesten 
ökonomischen Argumenten 
überzeugen", sagte von der 
Leyen. 

Das Unternehmenspro- 
gramm, mit dessen Umset- 
zung ein Konsortium unter 
der Führung der Unterneh- 
mensberatung Roland Ber- 
ger Strategy Consultants 
beauftragt wurde, läuft 
zunächst bis Ende Septem- 
ber 2006 und ist eingebun- 
den in die „Allianz fürdie Fa- 
milie", die von den Spitzen- 
verbänden der deutschen 

Wirtschaft, Gewerkschaf- 
ten, renommierten Unter- 

nehmen und Persönlichkei- 
ten aus Politik und Wirt- 
schaft getragen wird. 

Das Programm sowie 
weitere Informationen 
rund um das Thema fin- 
den Sie auf 
www.erfolgsfaktor- 
familie.de 
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100 Tage-Bilanz 
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C D U - A k t i o n s w o c h e 

Der Anfang stimmt! it 

Am l.März2006istdie Bun- 
desregierung unter Bun- 
deskanzlerin Angela Mer- 
kel 100 Tage im Amt. Vor 
allem Journalisten, aber 
auch viele gesellschaftliche 
Gruppen, Gewerkschaf- 
ten, die politische Opposi- 
tion und andere werden 
eine erste Bilanz der neuen 
Regierung ziehen. 

Auch wir als CDU wollen 
uns und den Bürgerinnen 
und Bürgern die ersten rich- 
tungweisenden Beschlüsse 
derGroßen Koalition vor Au- 

gen führen. Denn die ersten 
Ergebnisse können und wol- 
len wir selbstbewusst nach 
außen tragen! 

Die CDU Deutschlands 
führt deshalb Anfang März 
eine Aktionswoche zur Bi- 
lanz der ersten 100 Tage 
der neuen Bundesregierung 

durch. Im Rahmen der Akti- 
onswoche wird die CDU das 
Gespräch mit den Bürgern 
suchen. Wir wollen mit Be- 
troffenen, mit Beteiligten 

und mit Fachleuten disku- 
tieren, was sich in Deutsch- 
land tut und was für die Zu- 
kunft noch zu tun ist. Mit 
zahlreichen Aktionen wol- 
len wir flächendeckend Prä- 
senz zeigen und deutlich 
machen: Der Anfang stimmt. 
Es geht wieder aufwärts! 

Ronald Pofalla, CDU-Generalsekretär 

Die ersten 100 Tage der 
Großen Koalition und die 
ersten Beschlüsse sind ge- 
kennzeichnet durch mutiges, 
vorausschauendes und ent- 
schiedenes Handeln. Nicht 
alle guten Vorschläge der 
CDU konnten mit den Sozial- 
demokraten vollständig um- 
gesetzt werden, aber CDU, 
CSU und SPD haben erste 
Signale gesetzt. 

Ob Haushaltssanierung 

oder Wirtschaftsförderung, 
obArbeit.BildungoderSozia- 

les - die Reformbestrebun- 
gen betreffen alle politischen 

Bereiche. Die neue Regie- 
rung hat begonnen, Wachs- 
tumsbremsen zu lösen und 
Bürokratie abzubauen. Sie 
hat Reformen des Arbeits- 
marktes angestoßen und be- 

reitet den Ausstieg aus der 
staatlichen Verschuldung 
vor.   Unsere   Schulen   und 

Hochschulen werden für die 
Zukunft fit gemacht, um im 
internationalen Vergleich 
wieder an die Spitze zu gelan- 
gen. Noch in diesem Jahrwird 
eine Reform der sozialen 
Sicherungssysteme vorberei- 

tet. 
Deutschland steht vor 

großen Herausforderungen, 
um heutigen und künftigen 
Generationen ein Leben in 
Wohlstand zu sichern und 
den Menschen das Ver- 
trauen in die Zukunftsfähig- 
keit des Landes wiederzu ge- 
ben. Die öffentlichen Reak- 
tionen auf die ersten wichti- 
gen Beschlüsse in den ver- 
gangenen 100 Tagen zeigen: 
Deutschland istauf dem rich- 

tigen Weg. 
Unterstützen Sie uns bei 

der Durchführungdieser Ak- 

tionswoche! Die CDU-Bun- 
desgeschäftsstelle hat ei- 

nige konkrete Vorschläge, 
Beispiele, Anregungen und 
Hilfestellungenfürdie Orga- 

nisation von Veranstaltun- 
gen und Aktionen vor Ort er- 
arbeitet. Diese Aktionsvor- 
schläge und weitere Mate- 
rialien zur Aktionswoche fin- 
den Sie im CDU-Mitglieder- 

netz unter www.cdunet.de. 
Fragen und Anregungen 
richten Sie bitte an 
cdunet@cdu.de. 
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Wirtschaftspolitik 

Weltwirtschaftsforum  Davos 

Herausforderungen als Chance begreifen 
Mit einem Bekenntnis zur 
sozialen Marktwirtschaft 
in Deutschland und dem 
Willen zur Freisetzung al- 
ler verfügbaren Kräfte für 
mehr Wachstum hat Bun- 
deskanzlerin Angela Mer- 
kel das 36. Weltwirt- 
schaftsforum in Davos 
eröffnet. 

Bundeskanzlerin Angela 
Merkel kündigte an, dass sie 
alles daran setze werde, 
Deutschland innerhalb ei- 
nes Jahrzehnts unter die er- 
sten drei Länder mit dem 
größten Wirtschaftswachs- 
tum in Europa zu bringen. 
Voraussetzung sei, dass 
Deutschland wieder mehr 
von den hier entwickelten 

Ideen leben könne. Das sei 
in der Vergangenheit ver- 
säumt worden: Zwar habe 
Deutschland das Computer- 
Zeitalter mit Konrad Zuse 
eingeleitet, aber: „An der 
daraus resultierenden Ent- 
wicklung haben wir - wenn 
ich an Google und Microsoft 
denke - nicht ausreichend 
partizipiert." Innovation 
stünde ganz oben auf ihrer 
Agenda. Deshalb werde sie 
sich dafür einsetzen, dass 

Deutschland bis 2010 drei 
Prozent des Bruttoinlands- 
produkts für Forschung und 
Entwicklung investiere. Die 

Bundeskanzlerin Angela Merkel eröffnet das 36. Weltwirtschaftsforum in Davos 

Politik müsse etwa für die 
Pharma-Industrie und bei 
der Gentechnologie die 
Rahmenbedingungen schaf- 
fen, um am „Wettbewerbder 
besten Köpfe" teilzuneh- 
men, fügte die Kanzlerin 
hinzu. 

Sie werde nicht müde, für 
die „alte Weisheit" zu wer- 
ben, nach der Arbeit Wachs- 
tum und Wachstum Freiheit 
brauche, sagte Merkel. Des- 

halb habe sie Bürokratie- 
abbau „zur Chefsache ge- 
macht". In vielen Fällen könn- 
ten bestehende Regelungen 
wieder abgeschafft werden, 
dafür wolle sie einen „Nor- 
menkontrollrat" einrichten. 
„Wir fesseln in Deutschland 
grandiose Kräfte durch Re- 
gularien", so Merkel. Vier bis 
sechs Prozent des Umsatzes 

müssten mittelständische 
Unternehmen für die Büro- 
kratie aufbringen, rechnete 
die CDU-Vorsitzende vor. 
Auch in der Europäischen 

Union müsste darüber nach- 
gedacht werden, Neurege- 
lungen zukünftig nur noch 
befristet zu beschließen. Für 
diese Zielsetzungen werde 

sich die Bundesregierung 
im kommenden Jahr auch 
während der deutschen EU- 
Ratspräsidentschaft und im 
Vorsitz der Gruppe der acht 
führenden Industriestaaten 
(G8) einsetzen. 

Angesichts der Auswir- 
kungen der Globalisierung, 
die bei vielen Europäern Äng- 
ste auslösten, warb Merkel 
vor dem Weltwirtschaftsfo- 
rum für das „erfolgreiche" 
Modell der sozialen Markt- 
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Wirtschaft. „Es wäre fatal, 
wenn wir nicht die Kraft auf- 
brächten, die Herausforde- 
rungen als Chance zu begrei- 
fen", sagte die Kanzlerin. Die 
Politik müsse dabei den Bür- 
gern „die Ängste nehmen", 
damit sie sich „voll Freude 
dem Wettbewerb um krea- 
tive Ideen" stellten. Dazu 
gehöre für die Bürger, dass 
bessere Voraussetzungen für 
eine Vereinbarkeit von Beruf 

und Familie geschaffen wer- 
den. Im Interesse der Unter- 
nehmen müssten die Lohnne- 

benkosten gesenkt und ein 
Steuersystem mit größerer 

Beständigkeit als bislang ge- 
schaffen werden. 

Bundeskanzlerin Merkel 

sicherte außerdem zu, dass 
Deutschland, wenn es im 
kommendenjahrden Vorsitz 
in der EU und in der G8 über- 
nimmt, bei der Gestaltung 

der Weltwirtschaft eine füh- 
rende Rolle einnehmen wer- 
de. „Wir müssen die Frage 
beantworten, welchen Ord- 
nungsrahmen unsere verän- 
derte Welt braucht", sagte 
die Kanzlerin. In diesem Zu- 
sammenhang sprach sich die 
Kanzlerin für die Stärkung 
der Welthandelsorganisa- 
tion (WTO) und die Einbin- 
dung der ärmeren Länder in 
einen freien Welthandel aus. 

Sie verpassen was. 
Wenn Sie das neue CDUnet noch nicht kennen. 

Unter www.cdun 2t.de finden Sie alle Informationen, die Sie 
für die tägliche Arbeit brauchen: 

• Flugblätter 
Musterreden, Musteranzeigen 

• Online-Shop für Werbemittel 

• Analysen und Argumente 

Veranstaltungstipps 

Kampagnenmaterial 

Forum mit vielen Extras 

und vieles mehr. CDUnet 

Zur Anmeldung brauchen Sie nur Ihren Namen und 
Ihre Mitgliedsnummer! 
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Josef Schiarmann 

Antidiskriminierungsg 
rot-grüner Feder verh 

esetz aus 
indem" 

Der im Deutschen Bundes- 
tag vorgelegte Gesetzent- 
wurf zum Antidiskriminie- 
rungsgesetz wäre ein unak- 
zeptabler Eingriff in die 
Vertragsfreiheit und die 
deutsche Rechtstradition. 

Er enthält bürokratische 
Regelungen, die weit über 
die europäischen Vorgaben 
der EU-Richtlinien zum Ver- 
botvon Diskriminierunghin- 
ausgehen. Zudem bietet die 
deutsche Gesetzgebung 
schon heute hinreichenden 
Schutz vor Diskriminierung. 

Die Union hat im Wahl- 
kampf avisiert, EU-Recht nur 
noch 1:1 in nationales Recht 
umzusetzen. Bei dieser Linie 
muss sie auch in dieser Dis- 
kussion unbedingt bleiben. 
Anderenfalls könnte künftig 
jeder Arbeitnehmer, der sich 
z.B. bei einer Beförderung 
übergangen fühlt, behaup- 
ten, er sei aus fachfremden 
Gründen diskriminiert wor- 
den. Wenn wir die lange Lis- 
te aus dem Gesetzentwurf 
durchgehen, findet sich na- 
hezu für jeden eine passende 
Schublade, um sich als unter- 
drückte Minderheit auszuge- 
ben. Der Arbeitgeber müsste 
dann vor Gericht das Gegen- 
teil beweisen. Nach dem Ge- 

setzentwurf reicht es offen- 
bar aus, dass der Arbeitneh- 
mer Tatsachen glaubhaft 
macht, die eine Benachteili- 
gung vermuten lassen. Der 

Arbeitgeber trägt dann die 
Beweislast dafür, dass die un- 
terschiedliche Behandlung 
auf sachliche Gründezurück- 
zuführen ist. Um diese Pro- 
zessrisiken zu beherrschen, 
müsste der Arbeitgeber jede 
Entscheidung, jedes Perso- 
nalgespräch umfänglich do- 
kumentieren, was zu zusätzli- 

cher Bürokratie führt. Auch 
wird so das Arbeitsklima in 
den Betrieben sicherlich 
nicht verbessert. 

Mit diesem Gesetz wer- 
den insbesondere auf kleine 
und mittlere Betriebe enor- 
me Kosten zukommen, da sie 
sich in der Regel keine eige- 

nen Rechtsabteilungen lei- 
sten können. Gerade beim 
Mittelstand steigen so die 
ohnehin schon hohen Büro- 
kratiekosten noch weiter an. 

Dieses Gesetz diskrimi- 
niert den deutschen Mittel- 
stand und wird dazu führen, 
dass weitere deutsche Ar- 
beitsplätze ins Ausland ab- 
wandern. DieMITfordertda- 
her die entsprechenden EU- 
Richtlinien wie vorgegeben 
umzusetzen und die ohne- 
hin schon strengen Antidis- 
kriminierungsregeln der EU 
nicht noch zu Lasten des 
deutschen Mittelstandes zu 
übertreffen. 

Josef Schiarmann ist der 
Bundesvorsitzende der Mit- 
telstands- und Wirtschafts- 
vereinigung der CDU/CSU 
(MIT). 

Sonderausgabe des 
Parlamentskreises Mit- 
telstands der Bundes- 
tagsfraktion„Weichen- 
stellungen für den Auf- 
schwung. Der Mittel- 
stand im Focus der Gro- 
ßen Koalition." 
Aktuell auf www.cducsu. 
de Navigationspunkte: 
• Themen • soziologi- 
sche Gruppen • Parla- 
mentskreis Mittelstand 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Peter Bleser 

Saisonarbeitskräfte 
weiter Thema 

Aufgrund der absehbaren 
Probleme bei der Bereit- 
stellung einer ausreichen- 
den Zahl von Saisonarbeits- 
kräften vom heimischen 
Arbeitsmarkt wird die 
Bundestagsfraktion in die- 
ser Frage erneut aktiv. 

Die Vorsitzenden der Ko- 
alitionsfraktionen, Volker 
Kauder und Peter Struck, 
Werden mit dem Minister für 
Arbeit und Soziales, Franz 
Müntefering, ein Gespräch 
mit dem Ziel führen, eine ak- 
zeptable Lösung zu finden. 

Ohne ein Entgegenkom- 
men in der Frage der Begren- 
zung ausländischer Saison- 

arbeitskräfte sind Verluste 
in den Betrieben des Sonder- 
kulturanbaus unvermeidbar. 

Peter Bleser ist der Vor- 
sitzende der Fraktions-AG 
Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz. 

Wirtschaft bestätigt 
Regierungskurs 

Eine weitere gewichtige 
Stimme der Wirtschaft for- 

dert den raschen Beginn, 
auf systematische Art und 

Weise neue Bürokratie zu 
vermeiden und Bestehen- 
des zu überprüfen. 

Die Unionsbundestags- 

fraktion begrüßt den Forde- 
rungs-Mix des Instituts der 

Deutschen Wirtschaft Köln 
(IW Köln): - Bürokratie- 
Schnelltest, Gesetzesfolgen- 
abschätzung, Gesetzesrevi- 
sion. Dies ähnelt anderen 
guten Ansätzen aus dem Aus- 
land: Die USA, Großbritan- 
nien und die Niederlande ha- 
ben entsprechende Exper- 
ten-Modelle in ressortüber- 
greifender, unabhängiger 
Stellung eingerichtet. Auch 
in den deutschen Bundeslän- 
dern gibt es ähnlich erfolgrei- 
che Ansätze: So hat Baden- 
Württemberg den „Bürokra- 
tie-TÜV", der allein die Ge- 
samtzahl aller Verwaltungs- 
vorschriften um 50% auf rund 
2150 Vorschriften reduziert 
hat. Denn nur systematisch 
wird man der schwierigen 
Querschnittsaufgabe des Bü- 
rokratieabbaus gerecht. 

Auch die neue Bundesre- 
gierung wird einen solchen 
Ansatz verfolgen: Weg von 
der erfolglosen Einzelkampf- 
strategie soll der einzurich- 

Michael Fuchs 

tende Normenkontrollrat zu- 
sammen mit einem unabhän- 
gigen Beratergremium sys- 

tematisch Gesetzesfolge- 
kosten aufspüren, abschät- 
zen und verhindern. 

Die Unionsbundestags- 

fraktion wird das Ziel, Ar- 
beitsplätze durch Bürokra- 
tieabbau zu schaffen und so 
nachweisbar Wirtschafts- 
wachstum zu generieren, 
klar bei der Bundesregierung 

einfordern. 
Michael Fuchs ist der Be- 

richterstatter für Bürokra- 
tieabbau der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

„Allianz für Entwick- 

lung" schaffen 

Die Bekämpfung von Ar- 
mut und Unterentwicklung 
und die Herstellung von Sta- 
bilität in den Entwicklungs- 
ländern werden nur erreich- 
bar sein, wenn es gelingt, 
dort   gute   Regierungsfüh- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Christian Ruck 

rung und ein investitions- 
freundliches Klima zu eta- 
blieren. Die Lösung dieser 
Aufgabefällt vorrangig in die 
Eigenverantwortung der be- 

troffenen Länder. Die deut- 
sche Entwicklungspolitik 
sieht es aber als zentrale Auf- 
gabe an, ihre Partner dabei 
zu unterstützen. 

Zur Entfaltung wirtschaft- 
licher Dynamik bei unseren 
Partnern sind neben geeigne- 
ten Rahmenbedingungen in- 
terne und externe Investitio- 
nen und spezifisches „Know 
How" erforderlich. Die deut- 
sche Wirtschaft kann hier ei- 
nen wichtigen Beitrag leisten 
und will sich zukünftig noch 
stärker engagieren. 

Die deutsche Entwick- 
lungspolitik muss diese Be- 
reitschaft aufgreifen und 
über das bestehende Instru- 
mentarium der Privaten-Öf- 
fentlichen-Partnerschaften 
(PPP) hinaus neue Wege 
gehen und die bestehende 
Zusammenarbeit partner- 
schaftlich zu einer „Allianz 
für Entwicklung" ausbauen. 

Ruck ist der 
entwicklungspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion 

Lebensmittel- 
importe besser 
kontrollieren 

Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion begrüßt die Initia- 
tive des Verbraucherzen- 

trale Bundesverbandes e.V. 
(Vzbv), im Rahmen der Dis- 
kussion um Gammelfleisch 
und bessere Lebensmittel- 
kontrollen auch Rückstände 
bei importierten Lebens- 
mitteln zu berücksichtigen. 
Der Vzbv hat mit dieser Ver- 
öffentlichung ein wichtiges 
Thema aufgegriffen. 

Die Koalitionsfraktionen 
werden beantragen, dieses 
Thema in der nächsten Aus- 
schusssitzung intensiv zu 
diskutieren. Antibiotikarück- 
stände in Fleisch und Pes- 
tizidbelastungen bei Obst 
und Gemüse treten leider 
immer wieder auf. So wurde 
bei Schwerpunkt-Untersu- 
chungen im Jahr 2004 durch 
die amtliche Lebensmittel- 
überwachung festgestellt, 
dass bei importiertem Obst 
und Gemüse nahezu 9,5 Pro- 
zent der Proben Rückstände 

über den gesetzlichen Rück- 
stands-Höchstgehalten vor- 
lagen. Um die Kontrolldichte 
in Deutschland zu erhöhen, 
mussdaherdiestaatliche Le- 
bensmittelkontrolle mit pri- 
vaten Qualitätssicherungs- 
systemen verzahnt werden. 

Ingesamt können diese 
Probleme nur auf EU-Ebene 
gelöst werden. So brauchen 
wireinheitliche Kontrollstan- 
dards, die einen gleichwer- 
tigen Schutz an allen EU- 
Außengrenzen gewährleis- 
ten. Zusätzlich müssen EU- 
weitklare Rückstandshöchst- 
mengen festgelegt werden. 

ENQUETE-KOMMISSION 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
Gitta Connemann zur Vorsitzenden und 
Wolfgang Börnsen zum Obmann der En- 
quete-Kommission „Kultur in Deutsch- 
land" gewählt. 

rnift^Ktfimsmi 

Gitta Connemann Wolfgang Börnsen 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Ursula Heinen 

Mit der EU-Verordnung (EG/ 

396/2005) wurde die Basis 
geschaffen, die Rückstands- 
Höchstmengen abschlie- 
ßend zu harmonisieren, lei- 
der erst frühestens im Jahr 
2007. Mit der EU-Verord- 
nung über Zusatzstoffe in der 
Tierernährung (EG/1831/ 
2005) sind ab dem 1. Januar 
2006 das Inverkehrbringen 
und die Verwendung von an- 
tibiotischen Wachstumsför- 
derern verboten. Zur Verbes- 
serung des Informationsan- 
spruches von Verbrauchern 
gegenüber den Behörden 
Werden wir in Zusammenar- 
beit mit dem Bundesministe- 
num für Verbraucherschutz 
baldmöglichst einen Entwurf 
eines Verbraucherinformati- 
onsgesetzes vorlegen. 

Peter Bleser ist der Vor- 
sitzende der AG Ernährung, 
Landwirtschaft, und Ver- 
braucherschutz, Ursula Hei- 
nen ist die zuständige Be- 
richterstatterin für Lebens- 
mittelsicherheit. 

Positive Bilanz des 
Menschenrechts- 

gerichtshofes 

Der Präsident des Europä- 
ischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte in Straß- 
burg, Luzius Wildhaber, hat 

auf der jährlichen Presse- 
konferenz eine positive Bi- 
lanz über die Arbeit des 
Menschenrechtsgerichts- 

hofes gezogen. So sei die 
Anzahl der Urteile gegen- 

über 2004 um 54 % ange- 
stiegen. Die Zahl der vor 
den Gerichtshof gebrach- 
ten Fälle, welche in einem 
Urteil mündeten, sei um 
36 % gestiegen. 

Hintergrund dieser er- 
freulichen Zahlen ist nicht 
zuletzt die gestiegene finan- 
zielle Unterstützung der Eu- 
roparats-Mitgliedsstaaten 

für den Gerichtshof. Der An- 
stieg im Budget des Ge- 
richtshofes hatte es möglich 
gemacht, 45 neue Mitarbei- 
ter einzustellen. 

Die durch den Deutschen 
Bundestag vorgenommene 
Ratifizierungdes 14.Zusatz- 
protokolls zur Europäischen 
Menschenrechtskonven- 

tion gibt Hoffnung auf eine 
weitere Verbesserung der 
Arbeit des Gerichtshofs. Mit 
den im Zusatzprotokoll ent- 
haltenen Verfahrensneue- 
rungen soll der Gerichtshof 
entlastet und seine Arbeit 

Erika Steinbach 

noch effektiver gestaltet 

werden. 
Besorgniserregend istdie 

Verteilung der Gerichtsur- 

teile nach Ländern: Die Tür- 
kei führt die Liste der Urteile 
gegen Länder wegen Men- 
schenrechtsverletzungen 

an. So wurden gegen die Tür- 
kei insbesondere Urteile we- 
gen eines unfairen Verfah- 
rens gegen den inhaftierten 
Kurdenführer Abdullah 
Öcalan sowie wegen Ver- 
stößen gegen das Folterver- 

bot, das Recht auf Leben so- 
wiedas Rechtauf Meinungs- 
freiheit gefällt. Momentan 
sind noch 9.600 Verfahren 
gegen die Türkei anhängig. 
Diese Zahlen erschrecken. 
Sie werfen kein gutes Bild auf 
ein Land, dessen erklärtes 
Ziel ein Betritt zur Europä- 
ischen Union ist. 

Erika Steinbach ist die 
Sprecherin für Menschen- 
rechte und Humanitäre Hilfe 
der CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Optimismus und 
neues Vertrauen - 
Für Wachstum und 
neue Arbeitsplätze 

Innerhalb weniger Mona- 
te hat sich die wirtschaftli- 
che Lage und Stimmung in- 
Deutschland spürbar auf- 
gehellt. 

Ging das Sachverständi- 
gengutachten im Novem- 
ber 2005 noch von einem 
wirtschaftlichen Wachs- 
tum von 1,0 Prozent für 
2006 aus, erwartet die Bun- 
desregierung nun 1,4 Pro- 

zent. 
Diese Prognose könnte 

gut übertroffen werden. Hier- 
fürwird sich die Koalition mit 
konsequenter Arbeit einset- 
zen. Die Arbeitslosenzahl soll 
in 2006 um 350.000 sinken 
und auch der Ifo-Geschäfts- 
klimaindex ist auf den bes- 
ten Wert seit Mai 2000 ge- 
stiegen. Es zeigt sich: Opti- 
mismus und neues Vertrauen 
sind Voraussetzungen für 
Wachstum und neue Arbeits- 
plätze. 

Wichtiger Unterschied zu 
früher: Diese Zahl liegt nicht 
amoberenEndederzurZeit 
diskutierten Schätzungen. 
Konservative Annahmen, 
ein klarer Fahrplan für die Re- 
formmaßnahmen und ein En- 
de des „Nachbesserns" sind 
Voraussetzungen für neues 
Vertrauen    bei   Wirtschaft 

Laurenz Meyer 

und Verbrauchern. Richtig 
und wichtig ist die Konzen- 
tration auf die Verbesse- 
rung der Bedingungen für 
kleine und mittlere Unter- 
nehmen: Bürokratieabbau, 
Finanzierungsbedingungen, 
Verbesserungen bei Erb- 
schaftsteuer und Abschrei- 
bungen sind besonders wich- 
tige Vorhaben in 2006. 

Die Weichenstellung, pri- 
vate Haushalte als Arbeitge- 
ber zu sehen, wird ein zusätz- 
licher Schritt für legale Be- 
schäftigungsverhältnisse   - 

auch als Ersatz für bisherige 
Schwarzarbeit-sein. 

Laurenz Meyer ist der 
wirtschaftspolitische Spre- 
cher der Bundestagsfrak- 
tion. 

Geburtenrückgang 
fatal 

Der unter der Chiffre „De- 
mographische Wandel" be- 
kannte Geburtenrückgang 
in Deutschland zeigt eine 
neue Dramatik: 

2005 ist die deutsche Be- 
völkerung nach neuesten 
Schätzungen des Statisti- 
schen Bundesamtes auf 
etwa 82,45 Millionen ge- 
schrumpft. Damit setzt sich 
ein fataler Trend fort. 

Wurden 1964 noch 1,36 
Mio. Kinder geboren, waren 
es 2006 nur noch 680.000. Je- 
desjahrfehlt der Nachwuchs 
in einer Größenordnung 
zweier Großstädte wie Nürn- 

FRAKTIONS-BEAUFTRAGTE IN DER 
16.LEGISLATURPERIODE 

Beauftragte für Drogen: Maria Eichhorn 

Beauftragter für Tierschutz: Peter Jahr 

Beauftragte für Kirchen und Religionsgemeinschaf- 

ten: Ingrid Fischbach 

Beauftragter für Behinderte: Hubert Hüppe 

Beauftragte für Verbraucherschutz: Julia Klöckner 

Koordinator in Energiefragen: Joachim Pfeiffer 

Stellvertreter: Georg Nüßlein 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Johannes Singhammer 

berg und Augsburg zusam- 
men. Der weltweit einmalig 
hohe Anteil der Frauen und 
Männer an einem Jahrgang, 
die zeitlebens kinderlos blei- 
ben, liegt hierzulande bei 
etwa einem Drittel. 

Die demographische Ent- 
wicklung hat zahllose Aus- 
wirkungen auf die Renten-, 
Kranken-, und Pflegeversi- 
cherung, auf Arbeits- und 
Wohnungsmärkte, auf die 
Auslastungder kommunalen 

Infrastruktur und die öffent- 
lichen Finanzen. Die anhal- 
tende Konsumschwäche im 
Inland istsichernichtzusam- 
menhanglos mit dem Ausfall 
einer gesamten nachwach- 
senden Generation. 

Wir brauchen einen Mar- 
shallplan für mehr Kinder in 
Deutschland. Dieser muss 
sowohl eine Verbesserung 
der finanziellen Rahmenbe- 
dingungen als auch ein Um- 
denken in den Köpfen für 
mehr Kinderfreundlichkeit 
umfassen. 

Der Regierung ist es in- 
nerhalb der letzten Wochen 
gelungen,dasThema Familie 

stärker an die Spitze der ge- 
sellschaftlichen Debatte zu 
rücken. Die beschlossenen 
Maßnahmen zu einer Ver- 
besserung der steuerlichen 
Absetzbarkeit für Kinderbe- 
treuungskosten sind ein ers- 
ter wichtiger Schritt zur Ge- 
gensteuerung. 

Johannes Singhammer 
ist der familienpolitische 

Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

Union bleibt 
zuverlässiger Partner 

Auch in der 16. Wahlperi- 
ode des Deutschen Bundes- 
tages stehen CDU und CSU 
wieder fest an der Seite der 
Heimatvertriebenen, deut- 
schen Spätaussiedler und 
deutschen Minderheiten. 

In einer ihrer ersten Sit- 
zungen hat die Gruppe der 
Vertriebenen und Flücht- 
linge ein ehrgeiziges Ar- 
beitsprogramm beschlos- 
sen, womit sie an die Positio- 
nen aus der vergangenen 
Wahlperiode nahtlos an- 
knüpft. Wir werden unsere 
Regierungsbeteiligung in 

der Großen Koalition dazu 
nutzen, unsere Anliegen ein 
Stück voranzubringen. 

Dabei ist der Einsatz für 
Heimatvertriebene,     Spät- 

aussiedler und deutsche 
Minderheiten auch stets ein 
Beitrag dazu, dass die 
schlimmen Erfahrungen der 
Vergangenheit nicht in Ver- 
gessenheit geraten und das 
Bewusstsein in der Öffent- 
lichkeit geschärft wird, da- 
mit Vertreibungen in Zu- 
kunft dauerhaft geächtet 
werden. 

Besonders vordringlich 
sind Verbesserungen im Be- 
reich der Kulturförderung 
nach § 96 Bundesvertriebe- 
nengesetz (BVFG). Der Kür- 
zungsmarathon von 45 Pro- 
zent in den vergangenen sie- 
ben Jahren und der Aus- 
schluss der Organisationen 
der Heimatvertriebenen aus 
der Förderung dürfen nicht 
fortgesetzt werden. Hier 
müssen schnell Verbesse- 
rungen erzielt werden, um 
gewachsene Strukturen und 
die wichtige kulturelle Brei- 
tenarbeit zu stärken. 

Wir wollen auch die Er- 
richtung eines „Zentrums 
gegen Vertreibungen" in 
Berlin und die Erhebung ei- 
nes „Nationalen Gedenkta- 
ges für die Opfer der Vertrei- 

bung" zur Umsetzung brin- 
gen und sind dabei für 
die bisherige Unterstützung 
von Bundeskanzlerin Angela 
Merkel sehr dankbar. 

Ein wichtiges Anliegen ist 
esauch.für besonders schwer 
vom Vertreibungsschicksal 
Betroffene und für bisher un- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Jochen-Konrad Fromme 

gelöste Fragen eine Lösung 
zuerreichen. Hierzuzähltbei- 
spielhaft auch eine morali- 
sche Anerkennung des be- 
sonders schweren Schicksals 
deutscher Zwangsarbeiter 
in Form einer humanitären 

Geste. 
Die Förderung der deut- 

schen Minderheiten im Aus- 
land wollen wir wieder auf 
eine solide und verlässliche 

Basis stellen, so dass diese 
vorallem mit der jungen Ge- 
neration eine Zukunftspers- 
pektive und die Möglichkeit 
zur Pflege und Weiterent- 
wicklungderdeutschen Kul- 

turerhalten. 
CDU und CSU und beson- 

ders die Gruppe der Vertrie- 
benen und Flüchtlinge blei- 
ben zuverlässige Partner an 
der Seite der deutschen 
Spätaussiedler. Daher tritt 
die Gruppe für nachhaltige 
Verbesserungen in den Be- 
reichen Aufnahme und Inte- 
gration der deutschen Spät- 
aussiedler ein. Vordringlich 

sind besonders Verbesse- 
rungen beim Familiennach- 
zug der deutschen Spätaus- 
siedler. 

Jochen-Konrad Fromme 
ist der Vorsitzende der 
Gruppe der Vertriebenen 
und Flüchtlinge der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Der Mensch ist mehr 
als eine Ware 

Mit der programmatischen 
Enzyklika Papst Benedikts 
XVI „Deus Caritas est" wird 
deutlich, dass die Liebe das 

zentrale Moment des Chri- 
stentums ist. 

Aus der Liebe Gottes, die 
den Menschen vorausset- 
zungsfrei zu Teil wird, entfal- 
tet sich die gesamte humani- 
sierende Kraft des Christen- 

tums und die Verantwor- 
tung, die Menschen für ein- 
ander haben. Sein Aufruf zur 
Mitmenschlichkeit über die 
Parteien und Ideologien hin- 
weg, nimmt Kirche und Poli- 
tik gleichermaßen in die 
Pf licht, sich für eine gerechte 
Weltordnung einzusetzen. 

Feinfühlig und klar setzt 

sich Papst Benedikt XVI mit 
Vorwürfen der christlichen 
Leibfeindlichkeit auseinan- 
der und stellt klar, dass zur 
gelingenden menschlichen 

Liebe immer Leib und Seele 
gehören. Eros und Agape 
sind zwei Seiten einer Me- 

Ingrid Fischbach 

daille. Fallen beide Dimen- 
sionen auseinander, ent- 
steht jeweils eine Karikatur 
von Liebe. Diese bittere Er- 
fahrung machen heute leider 

viele Paare, die mit guten 
Willen eine Partnerschaft 
eingegangen sind. 

Seine deutlichen Worte, 
dass der Mensch sich selbst 
entwürdigt und weit unter 
seinen Möglichkeiten bleibt, 
wenn der Leib zum materiel- 
len Gut degradiert und Sex 
zur Ware wird, ist ebenso zu 
begrüßen, wie die Absage 
daran, mit dem Namen 
Gottes Racheakte und die 
Pflicht zum Hass zu verbin- 
den. Im Namen Gottes Ter- 
rorakte zu verüben, verbie- 
tet sich von selbst. Das Chri- 
stentum hat seine eigene 
Gewaltgeschichte eindeutig 
aufgearbeitet. 

Ingrid Fischbach ist die 
Beauftragte für Kirchen und 
Religionsgemeinschaften 
der CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

T-Shirt „CDU" 
100% Baumwolle 

Preis je Stück: 5,20 
Preis inkl. MwSt: 6,03 € 

Damen T-Shirt 

Figurbetonter Schnitt und halsferner Ausschnitt 
Bestell-Nummern: - Größe S 

9216-Größe M 
9217- Größe L 

Herren T-Shirt 

Bestell-Nummern: 9218-Größe L 
9219-Größe XL 
9220-Größe XXL 

CAP„CDU" 

100% BW - Canvas mit 2-farbigem Logo-Druck 
mit Klettverschluss auf Kopfgröße verstellbar 

Bestell-Nr.: 9: 

Preis je 5 Stück: 12,50 
Preis inkl. MwSt.: 14,50 € 

Bestell-Nummer: 9221A - Einzelverkauf 
Preis je Stück: 3,00 € 

Preis inkl. MwSt.: 3,48 € 

Armband „Besser für die Menschen. CDU" 
Das modische Armband aus 

Silikon zum überstreifen. 

Bestell-Nr.: 9: 

Preis je 50 Stück: 18,00 
Preis inkl. MwSt.: 20,88 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Bestellschein > Rednerankündigungsplakat 

CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Bereich Produktion und Distribution 
Klingelhöferstraße 8 
10785 Berlin 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) Absender/KV-Nr. 
Rechnungsanschrift 

CDU-Verband oder Name CDU-Verband oder Name 

Ansprech partner Ansprechpartner 

Straße, Nr. Straße, Nr. 

PLZ, Ort PLZ, Ort 

Telefon Telefon 

Bitte vollständig in Druckschrift ausfüllen. Sie erleichtern uns dadurch die Bearbeitung. 

Bundesredner Format 
DINAO 

gewünschte 
Exemplare 

Format 
DIN Al 

gewünschte 
Exemplare 

Gesamtpreis 

Althaus, Dieter 8126 8125 

Beust, Ole von 8902 8901 

Böhmer, Wolfgang 8002 8001 

Bohr, Christoph 8474 84/i 

Carstensen, Peter Harry 8282 8281 

Jung, Franz Josef 8306 8307 

Kauder, Volker 8004 8003 

Koch, Roland 8478 8477 

Lammert, Norbert 8006 8005 

Laumann, Karl-Josef 8900 8899 

Leyen. Uraula von der 8194 8193 

Merkel, Angela 8402 8403 

Milbradt, Georg 8008 8007 

Müller. Hildegard 8904 8903 

Müller, Peter 8480 8479 

Oettinger, Günther 8308 8309 

Peiner, Wolfgang 8906 8905 

Pöttering, Hans-Gert 8908 8907 

Pofalla, Ronald 8304 8305 

Röttgen, Norbert 8310 8311 

Rüttgers, Jürgen 80S2 8053 

Schäuble, Wolfgang 8634 8635 

Schavan, Annette 8628 8627 

Schipanski, Dagmar 8912 8911 

Schönbohm, Jörg 8778 8779 

Wulff, Christian 8192 8191 

DINAO 
Preis je 50 Stück: 39,00 € 
inkl. MwSt.: 45,24 € 

DIN Al 
Preis je 50 Stück: 25,00 € 
inkl. MwSt: 29,00 € 

zzgl. Versandkosten 

Datum, 

Unterschrift 

3106 

Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 



-ntlichkeitsarbeit 

Bestellschein > Infomaterialien/Werbeartikel 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreuung 
Gottlieb-Daimler-Straße 1 
33428 Harsewinkel 

Absender/KV-Nr. 
Rechnungsanschrift 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) 

CDU-Verband oder Name CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner Ansprechpartner 

Straße, Nr. Straße, Nr. 

PLZ, Ort PLZ, Ort 

Telefon Telefon 

Bitte vollständig in Druckschrift ausfüllen. Sie erleichtern uns dadurch die Bearbeitung. 

Anzahl Bestell - 
Nummer 

Titel- bzw. Artikelbezeichnung Einzelpreis 
(ohneMwstl              (inkl.Mwst) 

Gesamt- 

Datum, Unterschrift 

Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

1 

So bestellen Sie richtig! 

1. Was kann man bestellen? 
Unser Angebot von Werbe- und Informationsmitteln wird in regelmäßigen Abständen im UiD 
als „Gesamtangebot" veröffentlicht. Alle Werbe- und Informationsmaterialien finden Sie auch in 
unserem Online-Shop im CDU-Mitgliedernetz unterwww.cdunet.de. Darüber hinaus können Sie 
das aktuelle Gesamtangebot jederzeit über die CDU-Bundesgeschäftsstelle, Bereich Marketing 
und Interne Kommunikation anfordern. 

2. Wo kann man bestellen? 
Unser gesamtes Werbe- und Informationsmaterial befindet sich zentral in dem Versandzentrum 
der Firma arvato logistics services. 

3. Wer kann was bestellen? 
Jeder, der sich dafür interessiert oder das Material weitergeben möchte, kann bestellen. 

4. Welche Mengen muss man bestellen? 
Es können nur ganze Verpackungseinheiten bestellt werden, zum Beispiel 5,10, 25, 50,100 oder 
150 Stück. 

5. Wie viel kostet das Material? 
Die aktuellen Preise werden im CDU-Informationsdienst „UiD" und im E-Shop veröffentlicht. 
Alle Preise verstehen sich zuzüglich Mehrwertsteuer. Die Versandkostenpauschale beträgt 
für jede Bestellung 5,00 € zzgl. Mwst. Die Kosten für Eil- oder Kurierzustellungen 
werden gesondert in Rechnung gestellt. 

6. Wer bezahlt die Rechnung? 
Wer Material bestellt, erhält die Rechnung und gilt als Zahlungs- 
pflichtiger. 
Kreisverbände haften nicht für Bestellungen ihrer Mitglieder. 

7. Bestellscheine 
Im Mitgliedernetz unter www.cdunet.de finden Sie weitere 
Bestellscheine für Plakatträger/Außenwerbemittel/Schau- 
kasten/Glücksrad usw. 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreung 

Telefax 05241-8094165 
e-mail: 

cdu-shop@bertelsmann.de 

3|o6 


